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Das neue Recht der europäischen politischen
Parteien

apl. Prof. Dr. Thorsten Koch1

Auf europäischer  Ebene haben sich mitgliedstaatli-
che Parteien gleicher oder zumindest ähnlicher poli-
tischer Ausrichtung zu Verbünden politischer Partei-
en zusammengeschlossen, die ihrerseits als europäi-
sche  politische  Parteien  agieren.  Deren  Bedeutung
ist nicht zu unterschätzen und nimmt zu, auch wenn
sie  in  der  öffentlichen  Wahrnehmung derzeit  noch
eine untergeordnete  Rolle  spielen.2 Der  Rechtsrah-
men  für  die  Tätigkeit  dieser  europäischen  politi-
schen  Parteien  wurde  mit  Wirkung zum 1.  Januar
2017 ergänzt und modifiziert.  Die bereits  im Jahre
2014 erfolgte Neuregelung,3 die den sperrigen Titel
„Verordnung über  das Statut  und die Finanzierung
europäischer  politischer  Parteien  und  europäischer
politischer  Stiftungen“  trägt,  ist  ausweislich  ihres
sechsten  Erwägungsgrundes  der  Notwendigkeit  ge-
schuldet, aufgrund der Erfahrungen mit den vorange-
gangenen Vorschriften4 „den rechtlichen und finan-
ziellen  Rahmen für  europäische  politische  Parteien
und die ihnen angeschlossenen europäischen Stiftun-
gen5 zu verbessern, damit sie im vielschichtigen po-
litischen System der Union zu sichtbareren und effi-
zienteren Akteuren werden können“.  Wie nicht an-
ders  zu erwarten,  werfen  die zahlreichen Verände-
rungen in Bezug auf den rechtlichen und finanziellen
Rahmen der Tätigkeit  europäischer  politischer Par-
teien auch einige neue Rechtsfragen auf.

1. Die primärrechtlichen Vorgaben

Bestimmungen in Bezug auf die „politischen Partei-
en auf europäischer Ebene“ enthält das Primärrecht
in Art.  10 Abs. 4 EUV6 sowie in Art.  224 AEUV;
1 Der Autor ist außerplanmäßiger Professor an der Universität

Osnabrück und Rechtsanwalt.
2 H.H. Klein, in: Poguntke/Morlok/Merten (Hrsg.), Auf dem Weg

zu einer europäischen Parteiendemokratie, 2013, S. 23 (24).
3 Verordnung (EU, Euratom)  Nr. 1141/2014 v. 22.10.2014  über

das Statut und die Finanzierung europäischer politischer Par-
teien und europäischer politischer Stiftungen,  ABl. L 317 v.
04.11.2014, S. 1.

4 Verordnung (EG) Nr. 2004/2003 v. 04.11.2003 über die Re-
gelungen für die politischen Parteien auf europäischer Ebene
und ihre Finanzierung, ABl. L 297 v. 15.11.2003, S. 1.

5 Die nachfolgenden Überlegungen konzentrieren sich auf die
europäischen politischen Parteien; eine nähere Befassung mit
den Stiftungen muss unterbleiben.

6 Eine Art. 10 Abs. 4 EUV teilweise entsprechende Regelung
enthält Art. 12 Abs. 2 der EU-Grundrechtecharta.

damit ist die zuvor in Art. 191 EGV enthaltene Re-
gelung7 auf zwei Vorschriften verteilt worden. Nach
Art. 10 Abs. 4 EUV tragen die politischen Parteien
auf europäischer Ebene zur Herausbildung eines eu-
ropäischen politischen Bewusstseins und zum Aus-
druck des Willens der Bürgerinnen und Bürger der
Union  bei.  Diese  Norm  wird  verschiedentlich  als
Aufgabenzuweisung verstanden.8 Richtigerweise wird
man sie aber nur als deskriptive Funktionsbeschrei-
bung9 zu interpretieren haben,10 mit der zugleich die
Anerkennung  politischer  Parteien  auf  europäischer
Ebene erfolgt ist.11 Art.  224 AEUV sieht daran an-
knüpfend vor, dass das Europäische Parlament und
der Rat durch Verordnungen die Regelungen für die
politischen  Parteien  auf  europäischer  Ebene  „und
insbesondere  die  Vorschriften  über  ihre  Finanzie-
rung“ festlegen.

2. Der Begriff der europäischen politischen Partei

Bei den europäischen politischen Parteien,  die bis-
lang entsprechend dem Text von Art. 10 Abs. 4 EUV
als „politische Parteien auf europäischer Ebene“ be-
zeichnet wurden, konnte es sich nach dem bisherigen
(Sekundär-)Recht um Vereinigungen von Bürgern zur
Verfolgung  politischer  Ziele  („politische  Partei“12)
oder Bündnisse von mindestens zweien dieser politi-
schen  Parteien  („Bündnis  politischer  Parteien“13)
handeln.14 Diese Definition ist durch die Neuregelung

7 Ausführl.  zur  Entwicklungsgeschichte  bis  zum Vertrag  von
Lissabon  J. Kersten, in: Kersten/Rixen (Hrsg.), PartG, 2009,
Art. 191 EGV Rn. 2 ff.; s. ferner H. Merten, MIP 11 (2003),
S. 40 (41 ff.); dies., in: Poguntke/Morlok/Merten (Hrsg.), Auf
dem Weg zu  einer  europäischen  Parteiendemokratie,  2013,
S. 45 (47 ff.).

8 S. Hölscheidt, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht
der Europäischen Union, Art. 224 AEUV Rn. 17 (2014);  J.
Schoo, in: Schwarze (Hrsg.), EU-Kommentar, 3. Aufl., 2012,
Art.  224  AEUV  Rn.  4  f.;  G.  Lienbacher/Th.  Kröll,  in:
Schwarze  (Hrsg.),  EU-Kommentar,  3.  Aufl.,  2012,  Art.  10
EUV Rn. 25;  M. Haag, in: von der Groeben/Schwarze/Hatje
(Hrsg.),  Europäisches  Unionsrecht,  7.  Aufl.,  2015,  Art.  10
EUV Rn. 25; s. ferner M. Ruffert, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.),
EUV/AEUV, 5. Aufl., 2016, Art. 10 EUV Rn. 21 f.

9 In diese Richtung auch R. Stentzel, EuR 1997, S. 174 (180 ff.,
182);  s.  ferner  H.H.  Klein,  in:  Poguntke/Morlok/Merten
(Hrsg.), Auf dem Weg zu einer europäischen Parteiendemo-
kratie, 2013, S. 23 (28): „Funktionsauftrag“.

10 P.M. Huber, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, 2. Aufl., 2012,
Art. 10 EUV Rn. 53, spricht von einer „normative[n] Zielvor-
gabe“.

11 Vgl.  (zu  Art.  191  Abs.  1  EGV)  Th.  Koch,  in:  Ipsen/Stüer
(Hrsg.), FS Rengeling, 2008, S. 307 f. m.w.N.

12 Art. 2 Nr. 1 Verordnung (EG) 2004/2003.
13 Art. 2 Nr. 2 Verordnung (EG) 2004/2003.
14 Art. 2 Nr. 3 Verordnung (EG) 2004/2003.
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leicht verändert und verkompliziert worden: Die eu-
ropäische  politische  Partei  wird jetzt  als  politische
Ziele verfolgendes politisches Bündnis verstanden,15

das  politische  Bündnis  wiederum  als  strukturierte
Zusammenarbeit zwischen Bürgerinnen und Bürgern
und/oder  politischer  Parteien,16 denen  wiederum
Bürgerinnen und Bürger angehören.17 Die Änderung
stellt damit klar, dass sich in einer europäischen po-
litischen  Partei  nicht  nur  entweder  Parteien  oder
Bürgerinnen  und  Bürger  zusammenschließen  kön-
nen, sondern auch eine gleichzeitige Mitgliedschaft
von Parteien und Einzelpersonen möglich ist.

Zu den Voraussetzungen  für  eine  politische  Partei
auf  europäischer  Ebene  zählte  bislang  weiter  die
Rechtsfähigkeit  in  einem Mitgliedstaat  der  Union,
eine über einen Mitgliedstaat hinausreichende Akti-
vität,  das Bekenntnis zu grundlegenden Werten der
Union sowie (mindestens) der Wille zur Teilnahme
an Wahlen zum Europäischen Parlament.18 Daran hat
sich nichts Grundlegendes geändert.  Die genannten
Merkmale bilden jetzt aber die Voraussetzungen für
die  Registrierung  eines  politischen  Bündnisses  bei
einer  eigens  eingerichteten  europäischen  Behörde
für  europäische  politische  Parteien  und  politische
Stiftungen („Behörde“);19 diese Eintragung ist  wie-
derum konstitutiv  für  die  Eigenschaft  als  europäi-
sche  politische  Partei.20 Mit  der  Veröffentlichung
der Entscheidung über die Eintragung erwächst der
Partei  „europäische Rechtspersönlichkeit“;21 sie ge-
nießt unmittelbar kraft Gemeinschaftsrechts in allen
Mitgliedstaaten rechtliche Anerkennung und Hand-
lungsfähigkeit.22 Eine   vorgängige  Rechtsfähigkeit
nach  Maßgabe  mitgliedstaatlichen  Rechts  führt  zu
einer  „Umwandlung  der  nationalen  Rechtspersön-
lichkeit in eine diese ablösende europäische Rechts-
persönlichkeit“ mit Übergang vorgefundener Rechte
und Pflichten.23 Die Vorschriften  des Mitgliedstaa-
tes, in dem die Partei ihren Sitz hat, sowie im Falle
von  Tätigkeiten  der  Partei  in  anderen  Staaten  die
dort jeweils geltenden Regelungen bleiben aber sub-
sidiär anwendbar.24

15 Art. 2 Nr. 3 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
16 Art. 2 Nr. 2 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
17 Art. 2 Nr. 1 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
18 Vgl. Art. 3 Verordnung (EG) 2004/2003.
19 Art. 3 Abs. 1 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
20 Art. 2 Nr. 3 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
21 Art. 12, 15 Abs. 1 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
22 Art. 13 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
23 Art. 15 Abs. 3 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
24 Art. 14 Abs. 2 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.

Neben  dem  Sitz  in  einem  Mitgliedstaat  und  dem
Fehlen einer  Gewinnerzielungsabsicht  erfordert  die
Eintragung in das bei der Behörde geführte Register,
dass  die  Organisation  oder  ihre  Mitglieder  (!)  in
mindestens sieben Mitgliedstaaten durch Mitglieder
des  Europäischen  Parlaments  oder  Mitglieder  von
nationalen oder regionalen Parlamenten bzw. regio-
nalen Versammlungen vertreten sind oder  aber  bei
der letzten Wahl zum Europäischen Parlament min-
destens  drei  Prozent  der  abgegebenen Stimmen er-
halten haben, ferner die Partei an Wahlen zum Euro-
päischen Parlament teilgenommen hat oder teilneh-
men will. Des Weiteren muss das Programm der Par-
tei mit grundlegenden Werten der Union in Einklang
stehen;  dazu  zählen  Achtung  der  Menschenwürde,
Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit
und Wahrung der Menschenrechte einschließlich der
Rechte von Personen, die Minderheiten angehören;25

darüber  hinaus sind relativ detaillierte  Anforderun-
gen an die Satzung zu erfüllen.26

Die  Neuregelung  stellt  zunächst  (deklaratorisch)
klar, dass es ausreichend ist, wenn auf mitgliedstaat-
licher Ebene die Mitgliedsparteien europäischer Par-
teien, nicht aber die europäischen Parteien selbst in
Parlamenten  oder  Versammlungen  vertreten  sind.
Bei diesen „Versammlungen“ muss es sich demnach
nicht  um  Parlamente  –  verstanden  als  Gesetzge-
bungsorgane  –  handeln.  Soweit  die  Mitgliedschaft
von Vertretern einer (Mitglieds-)Partei  in „regiona-
len  Versammlungen“ geeignet  ist,  die  Anforderun-
gen an eine europäische politische Partei zu erfüllen,
wird man daher in Deutschland angesichts der Ten-
denz  zu  größeren  Einheiten  auch  die  Ebene  der
(Land-)Kreise  einzubeziehen  haben.27 Anderenfalls
wäre zu erklären, warum es sich etwa bei der Regi-
onsversammlung  der  Region  Hannover  nicht  um
eine regionale Versammlung handeln soll.  Entspre-
chendes  wird  (beispielsweise)  für  die  italienischen
Provinzen zu gelten haben.

Die vom Sekundärrecht formulierten Anforderungen
an eine europäische politische Partei müssen zwangs-
läufig zu der Frage führen,  ob diese Vorgaben mit
Art. 10 Abs. 4 EUV und Art. 224 AEUV in Einklang
stehen.  Wenngleich Art.  224 AEUV im Ausgangs-

25 Vgl. Art. 3 Abs. 1 lit. a) bis e) Verordnung (EU, Euratom)
1141/2014.

26 Vgl.  Art.  4  Abs.  1  und  2  Verordnung  (EU,  Euratom)
1141/2014.

27 Anders noch Th. Koch, in: Ipsen/Stüer (Hrsg.), FS Rengeling,
2008, S. 307 (309 f.); s. ferner S. Hölscheidt, in: Grabitz/Hilf/
Nettesheim  (Hrsg.),  Das  Recht  der  Europäischen  Union,
Art. 224 AEUV Rn. 26 (2014), der Gesetzgebungskompeten-
zen verlangt.
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punkt nur dazu ermächtigt, die Regelungen für poli-
tische Parteien  festzulegen,  nicht  aber  Anforderun-
gen an politische Parteien zu definieren, enthält das
Primärrecht  kaum  konkretisierende  Merkmale  des
Parteienbegriffs,  was  zwangsläufig in einen gewis-
sen (Aus)Gestaltungsspielraum bei der Erfüllung des
Regelungsauftrags  aus  Art.  224  AEUV  münden
muss.28 Zunächst  darf  aber  angenommen  werden,
dass sich bei Schaffung der Normen bzw. der Vor-
gängerregelungen  (Art.  191  EGV,  zuvor  Art. 138a
EGV)  der  Blick  auf  die  seinerzeit  auf  Gemein-
schaftsebene bereits existierenden Parteien gerichtet
hatte.29 Da  sich  in  diesen  Parteien  aber  wiederum
primär  mitgliedstaatliche  Parteien  organisierten,
werden gegen die Zulassung von Bündnissen politi-
scher Parteien folglich keine Einwendungen zu erhe-
ben sein.30 

Des  Weiteren  wird  von  europäischen  politischen
Parteien bzw. politischen Parteien auf europäischer
Ebene nur gesprochen werden können,  wenn diese
auch Grundzüge einer  überstaatlichen Struktur auf-
weisen,31 weil Parteien auf mitgliedstaatlicher Ebene
nicht  zugleich  europäische  politische  Parteien  sein
können, denn europäische politische Parteien haben
dem Grunde  nach  Anspruch  auf  finanzielle  Mittel
aus dem Haushalt der Gemeinschaft, die aber nach
der  Protokollerklärung  Nr.  11  zum  Vertrag  von

28 Vgl.  G.  Lienbacher/Th.  Kröll,  in:  Schwarze  (Hrsg.),  EU-
Kommentar, 3. Aufl., 2012, Art. 10 EUV Rn. 23; s. ferner W.
Kluth,  in:  Calliess/Ruffert  (Hrsg.),  EUV/AEUV,  5.  Aufl.,
2016, Art. 224 AEUV Rn. 5.

29 P.M. Huber, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, 2. Aufl., 2012,
Art.  10  EUV  Rn.  56;  P.  Szczekalla,  in:  Pechstein/Nowak/
Häde (Hrsg.), Frankfurter Kommentar, Band 4, 2017, Art. 224
AEUV  Rn.  6;  W.  Kluth,  in:  Calliess/Ruffert  (Hrsg.),
EUV/AEUV, 5. Aufl., 2016, Art. 224 AEUV Rn. 2.

30 Vgl.  Th. Koch,  in: Ipsen/Stüer (Hrsg.), FS Rengeling, 2008,
S.  307  (309  f.);  W.  Kluth,  in:  Calliess/Ruffert  (Hrsg.),
EUV/AEUV, 5. Aufl., 2016, Art. 224 AEUV Rn. 2; anders R.
Stentzel, EuR 1997, S. 174 (183 f.).

31 Vgl.  M. Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das
Recht der Europäischen Union, Art. 10 EUV Rn. 48 (2014);
M. Ruffert, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 5. Aufl.,
2016,  Art.  10  EUV  Rn.  20;  W. Kluth,  in:  Calliess/Ruffert
(Hrsg.), EUV/AEUV, 5. Aufl., 2016, Art. 224 AEUV Rn. 2;
G. Lienbacher/Th. Kröll, in: Schwarze (Hrsg.), EU-Kommen-
tar, 3.  Aufl.,  2012,  Art.  10 EUV Rn. 24;  P. Szczekalla,  in:
Pechstein/Nowak/Häde  (Hrsg.),  Frankfurter  Kommentar,
Band 1, 2017,  Art.  224 AEUV Rn. 8;  Th.  Koch,  in:  Ipsen/
Stüer  (Hrsg.),  FS Rengeling,  2008,  S.  307  (310  f.);  anders
P.M. Huber, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, 2. Aufl., 2012,
Art. 10 EUV Rn. 57 f.; S. Hölscheidt, in: Grabitz/Hilf/Nettes-
heim (Hrsg.),  Das Recht  der Europäischen Union,  Art.  224
AEUV Rn. 25 (2014);  J. Kersten, in: Kersten/Rixen (Hrsg.),
PartG, 2009, Art. 191 EGV Rn. 59; krit. auch S. Heselhaus,
in:  Pechstein/Nowak/Häde  (Hrsg.),  Frankfurter  Kommentar,
Band 1, 2017, Art. 10 EUV Rn. 52.

Nizza32 nicht zur unmittelbaren oder mittelbaren Fi-
nanzierung  von  Parteien  auf  der  Ebene  der  Mit-
gliedstaaten  genutzt  werden  dürfen.  Eine  Verwen-
dung von Finanzmitteln der europäischen politischen
Parteien zu Zwecken einer  unmittelbaren oder mit-
telbaren  Finanzierung  insbesondere  nationaler  Par-
teien oder Kandidaten wird denn auch (weiterhin33)
ausdrücklich untersagt und auf Mittel  „aus anderen
Quellen“  als  dem  EU-Haushalt  erstreckt.34 Auch
hierin manifestiert sich die Unterscheidung zwischen
Parteien  auf  europäischer  und  Parteien  auf  mit-
gliedstaatlicher  Ebene.35 Können  Parteien  auf  mit-
gliedstaatlicher  Ebene  nicht  zugleich  europäische
Parteien sein, so ist aber nichts dagegen zu erinnern,
dass das Gemeinschaftsrecht eine gewisse politische
Relevanz einer europäischen politischen Partei (oder
ihrer Mitglieder) in mehreren Mitgliedstaaten sowie
die Bereitschaft zur Mitwirkung auf Gemeinschafts-
ebene  durch  die  (Bereitschaft  zur)  Beteiligung  an
Wahlen zum Europäischen Parlament fordert.36

Problematisieren lässt sich ferner die Verpflichtung
der  europäischen  politischen  Parteien  auf  grundle-
gende  Werte  der  Gemeinschaft.  Indes  kann  eine
überstaatliche Organisation ebenso wenig wie deren
Mitgliedstaaten verpflichtet sein, Organisationen an
der Willensbildung und politischen Gestaltung mit-
wirken zu lassen, die sich gegen solche Grundwerte
wenden, die nach dem Selbstverständnis eines Staa-
tes oder der überstaatlichen Organisation von funda-
mentaler  und  identitätsstiftender  Bedeutung  sind.37

Im Übrigen ist weder Art. 10 Abs. 4 EUV noch dem
Sekundärrecht zu entnehmen, dass die europäischen
politischen Parteien eine europafreundliche Position
einnehmen  müssen.38 Unionskritische  Parteien  und
Organisationen können sich aber ebenfalls zu grund-
legenden – und unverhandelbaren – Werten wie Men-
schenwürde, grundlegenden Menschenrechten sowie

32 Wiedergegeben u.a. bei S. Hölscheidt, in: Grabitz/Hilf/Nettes-
heim (Hrsg.),  Das Recht  der Europäischen Union,  Art.  224
AEUV Rn. 2 (2014).

33 Zuvor Art. 7 Verordnung EG 2003/2004.
34 Art. 22 Abs. 1 Satz 1 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
35 Ebenso  G. Lienbacher/Th.  Kröll,  in: Schwarze (Hrsg.),  EU-

Kommentar, 3. Aufl., 2012, Art. 10 EUV Rn. 24.
36 Näher Th. Koch, in: Ipsen/Stüer (Hrsg.), FS Rengeling, 2008,

S. 307 (312 f.); krit. M. Morlok, in: Poguntke/Morlok/Merten
(Hrsg.), Auf dem Weg zu einer europäischen Parteiendemo-
kratie,  2013,  S.  29  (32);  H.  Merten,  in:  Poguntke/Morlok/
Merten (Hrsg.), Auf dem Weg zu einer europäischen Parteien-
demokratie, 2013, S. 45 (61).

37 Ähnl.  S. Heselhaus, in: Pechstein/Nowak/Häde (Hrsg.), Frank-
furter Kommentar, Band 1, 2017, Art. 10 EUV Rn. 51.

38 W. Kluth, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 5.  Aufl.,
2016, Art. 224 AEUV Rn. 2.
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Freiheit  und  Demokratie  bekennen.39 Unabhängig
von der Haltung zur Union ist zudem schon die Tat-
sache der Mitwirkung einer Partei an der politischen
Willensbildung  auf  Gemeinschaftsebene  geeignet,
nach  Maßgabe  des  als  Funktionsbeschreibung  zu
verstehenden Art. 10 Abs. 4 EUV zur Herausbildung
eines europäischen Bewusstseins und zur Artikula-
tion des Willens von Bürgerinnen und Bürgern beizu-
tragen; die seinerzeitige Vorgabe aus Art. 191 EGV,
dass europäische politische Parteien auch ein „Fak-
tor der Integration“ sein sollen, findet sich in Art. 10
Abs. 4 EUV nicht mehr.

Im Ergebnis  darf  daher  angenommen werden,  dass
der  Begriff  der  politischen  Partei  auf  europäischer
Ebene i.S.v. Art. 10 Abs. 4 EUV (bzw. Art. 12 Abs. 2
GrCh) und Art. 224 AEUV durch das Sekundärrecht
in zulässiger Weise konkretisiert40 und damit zugleich
konstituiert41 worden ist. Allerdings erscheint zwei-
felhaft,  ob namentlich die Bezugnahme auf Grund-
werte  der  Gemeinschaft  tatsächlich  eine  relevante
„Sperrwirkung“ in Bezug auf die Anerkennung euro-
päischer politischer Parteien wird entfalten können.42

3. Die Finanzierung der europäischen politischen
Parteien

a) Mittel aus dem Gemeinschaftshaushalt

Europäische  politische  Parteien  können  grundsätz-
lich  Mittel  zur  Finanzierung  ihrer  Arbeit  aus  dem
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union bean-
spruchen, die auf Antrag bewilligt werden.43 Die Ge-
samthöhe der zu verteilenden Mittel, die für europäi-
sche politische Parteien (und die ihnen angeschlos-
senen  europäischen  politischen  Stiftungen)  bereit
stehen,  werden  im  Rahmen  der Aufstellung  des
Haushalts festgelegt;44 es existiert weder ein Mindest-
betrag noch ein Höchstbetrag, wie er im deutschen
39 R. Stentzel, EuR 1997, S. 174 (184 f.).
40 M.  Nettesheim,  in:  Grabitz/Hilf/Nettesheim  (Hrsg.),  Das

Recht der Europäischen Union, Art. 10 EUV Rn. 48 (2014);
W. Kluth, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 5. Aufl.,
2016, Art. 224 AEUV Rn. 2; für Primärrechtswidrigkeit aber
P.M. Huber, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, 2. Aufl., 2012,
Art.  10  EUV  Rn.  58;  s.  ferner  S.  Hölscheidt,  in:  Grabitz/
Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union,
Art. 224 AEUV Rn. 25 (2014).

41 Th. Koch, in: Ipsen/Stüer (Hrsg.), FS Rengeling, 2008, S. 307
(312).

42 So hat die Behörde für europäische politische Parteien und politi-
sche Stiftungen mit Entscheidung vom 09.02.2018 die Allianz
für  Frieden  und  Freiheit  (APF),  in  der  sich  verschiedene
rechtsextremistische Parteien,  u.a.  die  NPD,  zusammenge-
schlossen haben, als europäische politische Partei anerkannt.

43 Art. 17 Abs. 1 Satz 1, 18 Abs. 1 Verordnung (EU, Euratom)
1141/2014.

Recht mit der „absoluten Obergrenze“ (§ 18 Abs. 2
PartG) vorgesehen ist.45 Allerdings wird man das Eu-
ropäische Parlament aufgrund des ihm erteilten Re-
gelungsauftrages als grundsätzlich verpflichtet anse-
hen müssen, überhaupt relevante Mittel vorzusehen.
Andererseits werden die insgesamt möglichen Mittel
dadurch begrenzt, dass eine relative Obergrenze vor-
gesehen  ist:  Die  Leistungen aus  dem EU-Haushalt
dürfen 85 Prozent der erstattungsfähigen Ausgaben
einer  Partei  nicht  übersteigen.46 Zu  diesen  erstat-
tungsfähigen  Aufwendungen  gehören  Verwaltungs-
ausgaben und Ausgaben in Zusammenhang mit tech-
nischer  Unterstützung,  Ausgaben  für  Treffen,  For-
schung, grenzübergreifende Veranstaltungen, Studien,
Informationen  und  Veröffentlichungen.47 Ferner  zu-
lässig ist nunmehr eine Finanzierung von Wahlkämp-
fen in Bezug auf Wahlen zum Europäischen Parla-
ment, auch soweit sich Mitgliedsparteien von europäi-
schen Parteien an der Wahl beteiligen.48 Diese Rege-
lung wird sich mit dem im Primärrecht verankerten
Verbot der Finanzierung mitgliedstaatlicher Parteien
aus EU-Mitteln (s.o.) indes kaum vereinbaren lassen.

Antragsberechtigt  sind  allein  eingetragene  europäi-
sche  politische  Parteien,  die  mit  mindestens  einem
Mitglied im Europäischen Parlament vertreten sind.49

Von den insgesamt verfügbaren Mitteln werden 15
Prozent auf die  anspruchsberechtigten Parteien „zu
gleichen Teilen“ und die verbleibenden 85 Prozent
entsprechend  dem Verhältnis  der  Zahl  der  jeweils
von  ihnen  gestellten  Mitglieder  des  Europäischen
Parlamentes verteilt.50 

An der Verteilung der  Haushaltsmittel  nehmen da-
nach nur noch Parteien teil, die nicht nur die Voraus-
setzungen für die Anerkennung als europäische poli-
tische  Partei  erfüllen  und  entsprechend  registriert
wurden, sondern zudem im Europäischen Parlament
vertreten sind. Ausgeklammert bleiben danach einer-
seits Mitglieder/Fraktionen des Europäischen Parla-
ments,  die  nicht  einer  (registrierten)  europäischen
politischen Partei zuzuordnen sind, andererseits eu-
ropäische  politische  Parteien,  denen  der  Einzug in
das  Europäische  Parlament  bislang  nicht  gelungen

44 Art. 25 Abs. 1 Satz 1 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
45 Die Gesamtsumme der Mittel aus der staatlichen Parteienfi-

nanzierung in Deutschland betrug im Jahre 2017 € 161,8 Mio.,
vgl. BT-Drs. 18/12303 v. 08.05.2017. 

46 Art. 17 Abs. 4 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
47 Vgl. Art.  17 Abs. 5,  21 Abs. 1 Verordnung (EU, Euratom)

1141/2014.
48 Art. 21 Abs. 1 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
49 Art. 17 Abs. 1 Satz 1 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
50 Art. 19 Abs. 1 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
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ist.  Demgegenüber wurden nach dem zuvor gelten-
den Recht die (noch) nicht im Europäischen Parla-
ment  vertretenen  europäischen  Parteien  zumindest
an  der  „Grundförderung“  in  Höhe von 15  Prozent
der  insgesamt  bereit  stehenden  Mittel  beteiligt.51

Schon  diese  Regelung  ist  stark  kritisiert  worden,
weil  der  „Löwenanteil“  der  Mittel  aus  dem  EU-
Haushalt den im Parlament vertretenen Parteien vor-
behalten wurde.52

Ausgangspunkt dieser Kritik ist, dass sich auch für
das europäische Recht ein Gebot der Chancengleich-
heit  und Neutralität  im Parteienwettbewerb  formu-
lieren lässt,53 das Verfälschungen des Parteienwett-
bewerbs  und  sachlich  ungerechtfertigten  Differen-
zierungen entgegensteht.54 Dass bedeutet indes nicht,
dass der hier gewählte Verteilungsmaßstab mit die-
sen Vorgaben nicht zu vereinbaren ist.  So wird im
Ausgangspunkt  nichts  dagegen  einzuwenden  sein,
dass die Mittel aus dem Gemeinschaftshaushalt den
registrierten europäischen Parteien vorbehalten wer-
den, denn wenn eine transnationale Aktivität ein zu-
lässiges55 oder  gar  primärrechtlich  vorgegebenes56

Merkmal  einer  europäischen politischen  Partei  bil-

51 Art. 10 Abs. 1 lit. a) Verordnung (EG) 2003/2004.
52 H.H. Klein, in: Bröhmer u.a. (Hrsg.), FS Ress, 2005, S. 541

(549 f.); s. ferner Th. Koch, in: Ipsen/Stüer (Hrsg.), FS Renge-
ling,  2008,  S.  307  (314  ff.);  J.  Kersten,  in:  Kersten/Rixen
(Hrsg.), PartG, 2009, Art. 191 EGV Rn. 238 („gleichheitswid-
rige  Selbstbedienung“);  ähnl.  W.  Kluth,  in  Calliess/Ruffert
(Hrsg.), EUV/AEUV, 5. Aufl., 2016, Art. 224 AEUV Rn. 15;
krit. auch  S. Hölscheidt, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.),
Das Recht der Europäischen Union, Art. 224 AEUV Rn. 38,
51 (2014);  H.H. v.  Arnim/M.  Schurig,  Die  EU-Verordnung
über die Parteienfinanzierung, 2004, S. 63 f.;  H. Merten, in:
Poguntke/Morlok/Merten (Hrsg.), Auf dem Weg zu einer eu-
ropäischen Parteiendemokratie, 2013, S. 45 (54).

53 Vgl. Th. Koch,  in: Ipsen/Stüer (Hrsg.), FS Rengeling, 2008,
S. 307 (316); J. Kersten, in: Kersten/Rixen (Hrsg.), PartG, 2009,
Art. 191 EGV Rn. 82;  H.H. Klein, in: Bröhmer u.a. (Hrsg.),
FS Ress, 2005, S. 541 (549); P.M. Huber, in: Streinz (Hrsg.),
EUV/AEUV, 2. Aufl., 2012, Art. 224 AEUV Rn. 10, 19.

54 Für ein „Mindestmaß an Parteiengleichheit“ auch S. Hölscheidt,
in:  Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.),  Das Recht der Europäi-
schen Union, Art. 224 AEUV Rn. 18 (2014).

55 Vgl.  M. Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das
Recht der Europäischen Union, Art. 10 EUV Rn. 48 (2014);
M. Ruffert, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 5. Aufl.,
2016,  Art.  10  EUV  Rn.  20;  W. Kluth,  in:  Calliess/Ruffert
(Hrsg.), EUV/AEUV, 5. Aufl., 2016, Art. 224 AEUV Rn. 2;
G. Lienbacher/Th. Kröll, in: Schwarze (Hrsg.), EU-Kommen-
tar, 3.  Aufl.,  2012,  Art.  10 EUV Rn. 24;  P. Szczekalla,  in:
Pechstein/Nowak/Häde  (Hrsg.),  Frankfurter  Kommentar,
Band 1, 2017, Art. 224 AEUV Rn. 8.

56 M. Haag, in: von der Groeben/Schwarze/Hatje (Hrsg.), Euro-
päisches Unionsrecht, 7. Aufl., Band 1, 2015, Art. 10 EUV
Rn.  23;  Th.  Koch,  in:  Ipsen/Stüer  (Hrsg.),  FS  Rengeling,
2008, S. 307 (312).

det,57 ist es folgerichtig, daran auch bei der Parteien-
finanzierung anzuknüpfen.58 Dass Parteien,  von de-
nen  die  Anforderungen  an  europäische  politische
Parteien nicht erfüllt werden, von der Finanzierung
auf Gemeinschaftsebene selbst dann ausgeschlossen
sind, wenn sie gleichwohl Abgeordnete in das Euro-
päische Parlament entsenden, begegnet danach kei-
nen Bedenken.59 

Im Übrigen ist bei der Beurteilung des Verteilungs-
systems auch der jeweilige normative Bezugsrahmen
in den Blick zu nehmen: Die Verteilung der Mittel
wird  hier  letztlich  vom  Wahlerfolg  abhängig  ge-
macht. Eine solche Anknüpfung allein an den Wahl-
erfolg ist auf Unionsebene auch allein sachgerecht,60

weil beispielsweise einer Anknüpfung an die in Ei-
genmitteln zum Ausdruck kommende Verwurzelung
in der Bevölkerung die Strukturen der europäischen
politischen  Parteien  entgegenstehen,  die  in  weitem
Umfang  mitgliedstaatliche  Parteien  repräsentieren.
Kann die grundsätzliche Teilhabe an der Parteienfi-
nanzierung aber vom Wahlerfolg abhängig gemacht
werden, so setzt dies notwendig die vorgängige Be-
teiligung an einer Wahl voraus; dies ist im deutschen
Recht in Bezug auf den wahlerfolgsbezogenen Teil
der staatlichen Parteienfinanzierung nicht anders. Es
erweist  sich  daher  auch  als  zulässig,  dass  neu ge-
gründeten Parteien eine „Wartefrist“ von bis zu einer
Wahlperiode auferlegt wird, bevor sie an der Partei-
enfinanzierung teilhaben können. 

Es verbleibt der Umstand, dass eine Antragsberech-
tigung europäischer  Parteien  nur besteht,  wenn sie
mit  mindestens  einem  Mitglied  im  Europäischen
Element  vertreten  sind.  Diese  „Sperrwirkung“  ge-
genüber Parteien, denen der Einzug in das Europäi-
sche Parlament nicht gelingt, läuft in der Sache auf
die Erforderlichkeit  eines  Mindesterfolgs bei Wah-
len  hinaus.  Ein solches  Erfordernis  einer  Mindest-

57 Abl. aber  S. Hölscheidt, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.),
Das Recht der Europäischen Union, Art. 224 AEUV Rn. 25
(2014);  P.M. Huber, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, 2. Aufl.,
2012, Art. 10 EUV Rn. 57 f. 

58 Zur Kritik P.M. Huber, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, 2. Aufl.,
2012, Art. 224 AEUV Rn. 10, 19; s. ferner S. Heselhaus, in:
Pechstein/Nowak/Häde  (Hrsg.),  Frankfurter  Kommentar,
Band 1, 2017, Art. 10 EUV Rn. 52, dessen Kritik an Art. 3
der Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014 auf der unrichti-
gen (s.o.)  Annahme beruht,  dass  die  VO eine  integrations-
freundliche Haltung einer Partei verlange.

59 Krit. aber H. Merten, MIP 19 (2013), S. 30 (32); s. ferner S.
Heselhaus,  in:  Pechstein/Nowak/Häde  (Hrsg.),  Frankfurter
Kommentar, Band 1, 2017, Art. 10 EUV Rn. 55.

60 Vgl.  dazu  H.H.  Klein,  in:  Bröhmer  u.a.  (Hrsg.),  FS  Ress,
2005,  S.  541  (550);  J.  Kersten,  in:  Kersten/Rixen  (Hrsg.),
PartG, 2009, Art. 191 EGV Rn. 238.
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stimmenzahl ist für sich genommen nicht ungewöhn-
lich und auch dem Bundesrecht bekannt, indem für
die  Teilhabe  an den wahlerfolgsbezogenen Mitteln
aus  der  staatlichen  Parteienfinanzierung  ein  Stim-
menanteil  von  0,5  Prozent  der  Listenstimmen  bei
Bundestags- oder Europawahlen oder einem Prozent
der  Listenstimmen  bei  Landtagswahlen  gefordert
wird (§ 18 Abs. 4 Satz 1 PartG). Demgegenüber gilt
auf europäischer  Ebene im Ergebnis eine faktische
Mindeststimmenzahl für die Teilhabe an der Partei-
enfinanzierung, die  in den verschiedenen Mitglied-
staaten in Abhängigkeit von der Zahl der Sitze, der
Zahl der Wählenden und einer etwaigen „Sperrklau-
sel“  unterschiedlich hoch ist.61 Diese unterschiedli-
chen Quoren sind aber zunächst  eine Folge des je-
weiligen Wahlsystems nach Maßgabe des mitglied-
staatlichen Rechts und nicht ohne Weiteres der Ge-
meinschaft zuzurechnen; ihre Folgen werden zudem
dadurch  abgemildert,  dass  europäische  politische
Parteien  (bzw.  deren  Mitgliedsparteien)  typischer-
weise  in  mehreren  Mitgliedstaaten  kandidieren.62

Zudem reicht bereits ein Sitz im Europäischen Parla-
ment für  die  Antragsberechtigung aus.  In Deutsch-
land kann wegen des Fehlens einer Sperrklausel bei
Wahlen zum Europäischen Parlament in Abhängig-
keit vom konkreten Wahlergebnis ein Sitz schon mit
wenig mehr als 0,5 Prozent der gültigen Stimmen er-
reicht werden.63 

Im Ergebnis  ist  daher  nichts  dafür  ersichtlich,  das
Parteien,  die  (noch)  nicht  im  Europäischen  Parla-
ment vertreten sind, in (chancen-)gleichheitswidriger
Weise von der Teilhabe an der Parteienfinanzierung
aus dem Gemeinschaftshaushalt ausgeschlossen wer-
den. Die anspruchsberechtigten Parteien erhalten die
Zuwendungen sodann nach Maßgabe des sich in der
Zahl der von ihnen gestellten Abgeordneten wider-
spiegelnden  Wahlerfolgs,  wobei  kleinere  Parteien
durch die  gleichmäßige (Vorab-)Verteilung von 15
Prozent des Gesamtbetrages eine relative Begünsti-
gung erfahren.  Gegen diesen  Verteilungsmechanis-
mus, der grundsätzlich an die vorgefundene Stärke
der  Parteien  anknüpft,  lassen  sich  daher  ebenfalls
keine durchgreifenden Bedenken erheben.64

61 H. Merten, MIP 19 (2013), S. 30 (31).
62 Zu den unterschiedlichen Voraussetzungen H.H. v. Arnim/M.

Schurig,  Die EU-Verordnung über die Parteienfinanzierung,
2004, S. 61 f. 

63 Im Jahre 2014 konnten die ÖDP und die Partei „Die Partei“
mit rund 0,6 Prozent der Stimmen jeweils einen Sitz erzielen. 

64 Abl.  aber P.M.  Huber,  in:  Streinz  (Hrsg.),  EUV/AEUV,
2. Aufl., 2012, Art. 224 AEUV Rn. 20 zur Verordnung (EG)
2003/2004.

b) Spenden

Ein  weiteres  Instrument  der  Finanzierung  europäi-
scher  politischer  Parteien  bilden Zuwendungen der
Mitglieder und Dritter, namentlich Spenden. Hierzu
finden sich nunmehr umfangreiche Regelungen, die
deutliche Parallelen zu § 25 PartG aufweisen: Grund-
sätzlich  sind  die  europäischen  Parteien  berechtigt,
Spenden von natürlichen oder juristischen Personen
bis zu € 18.000,00 pro Jahr  und Spender  anzuneh-
men.65 Unzulässig sind aber anonyme Spenden oder
Zuwendungen,  ferner  Spenden  von  Fraktionen  des
Europäischen  Parlaments,  Spenden  von  „öffentli-
chen Behörden“ und öffentlichen Unternehmen so-
wie bestimmte Spenden, die einer Partei aus einem
Drittstaat  zufließen.66 Zuwendungen der  Mitglieder
einer  europäischen  politischen Partei  dürfen  insge-
samt  nicht  mehr  als  40  Prozent  des  Jahresbudgets
der  Partei  ausmachen;  für  Zuwendungen  von  Mit-
gliedern, die zugleich EU-Bürger sind, gilt wiederum
die Obergrenze von € 18.000,00.67 Soweit eine Spen-
de nicht zulässig ist, muss diese innerhalb von drei-
ßig  Tagen  nach  dem Eingang zurückgegeben  wer-
den. Ist dies nicht möglich, ist die Spende der Behör-
de für europäische politische Parteien und politische
Stiftungen mitzuteilen;  die  Spende  wird  in  diesem
Falle eingezogen und im EU-Haushalt verbucht.68 

Ergänzt werden diese Bestimmungen durch weitere
Regelungen zu Meldepflichten: Zusammen mit dem
Jahresabschluss  ist  grundsätzlich  eine  Aufstellung
aller  Spenden  mit  Benennung  des  Spenders  sowie
der Art und Höhe der Spende vorzulegen.69 Spenden
bis zu einem Wert von € 1.500,00 sind hingegen nur
als „geringfügige Spenden“ auszuweisen, bei höhe-
ren Spenden bis zu einem Wert von € 3.000,00 be-
darf die Veröffentlichung der (schriftlichen) Geneh-
migung des Zuwendenden, widrigenfalls werden die-
se Spenden ebenfalls als „geringfügige Spenden“ de-
klariert.70 Spenden  innerhalb  eines  Zeitraums  von
sechs Monaten vor Wahlen zum Europäischen Parla-
ment sind unabhängig von der Höhe wöchentlich zu
melden,  Einzelspenden  im  Wert  von  mehr  als
€ 12.000,00 „umgehend“ mitzuteilen.71

65 Art. 20 Abs. 1 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
66 Art.  20  Abs.  5  lit.  a)  bis  d)  Verordnung  (EU,  Euratom)

1141/2014.
67 Art. 20 Abs. 7 und 9 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
68 Art.  20  Abs.  6  lit.  a)  und  b)  Verordnung  (EU,  Euratom)

1141/2014.
69 Art. 20 Abs. 2 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
70 Art. 32 Abs. 1 lit. e) Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
71 Art. 20 Abs. 3 und 4 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
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Die  Verpflichtung  zur  Vorlage  einer  Aufstellung
der Spenden gilt nach dem ausdrücklichen Verord-
nungstext auch für Zuwendungen, die europäische
politische Parteien von ihren Mitgliedsparteien er-
halten.72 Zuwendungen von Mitgliedern, die natür-
liche Personen sind, werden demgegenüber an die-
ser  Stelle  nicht  erwähnt,  obwohl  die  Verordnung
sie voraussetzt, da insoweit an anderer Stelle eine
Höchstgrenze von € 18.000,00 pro Jahr angeordnet
wird.73 Dieses (ausdrückliche) Schweigen führt zu
der Frage, worin sich Spenden und Zuwendungen
unterscheiden. Insoweit fehlt es nach Maßgabe der
jeweiligen  Definition  in  den „Begriffsbestimmun-
gen“ zunächst an einem Unterschied in Bezug auf
Art und Rechtsgrund der Leistung. Vielmehr wer-
den Zuwendungen allein  beschrieben als  Leistun-
gen von Mitgliedern zugunsten der Parteien („Zu-
wendungen von Mitgliedern“).74 Dabei  handelt  es
sich  nach  dem  ausdrücklichen  Verordnungstext
aber  nicht  um Spenden,  denn diese  werden  defi-
niert  als  (beliebige)  Leistungen  „mit  Ausnahme
von Zuwendungen von Mitgliedern“.75 

Indes  wird  die  Terminologie  nicht  konsequent
durchgehalten: So soll es neben anonymen Spenden
auch anonyme Zuwendungen geben können.76 Auch
ist  mit  dem Jahresabschluss  „eine  Aufstellung der
Spender und Zuwendungsleistenden mit ihren Spen-
den oder Zuwendungen gemäß Artikel 20 Absätze 2,
3 und 4“ vorzulegen,77 obwohl  sich  die  hiermit  in
Bezug genommenen Regelungen allein auf Spenden
beziehen. Im Interesse der auch in den Erwägungs-
gründen,  namentlich  Nr.  39,  geforderten  Transpa-
renz wird man daher Rechtspflichten in Bezug auf
Spenden im Zweifel auch auf Zuwendungen zu be-
ziehen haben; dies gilt dann folgerichtig auch für die
Pflicht zur Rückgabe oder Meldung einer unzulässi-
gen Leistung nach Maßgabe von Art. 20 Abs. 6 der
Verordnung. Das (ausdrückliche) Fehlen einer Ver-
pflichtung, mit dem Rechenschaftsbericht  auch Zu-
wendungen  von Mitgliedern  mitzuteilen,  die  keine
(mitgliedstaatlichen) Parteien sind, wird sich hinge-
gen  mit  den  Mitteln  der  juristischen  Hermeneutik
nicht überwinden lassen, zumal sich auch die (Trans-
parenz-)Regeln über die Information der Öffentlich-

72 Art. 20 Abs. 2 Satz 2 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
73 Art. 20 Abs. 9 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
74 Vgl. Art. 2 Nr. 7 und 8 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
75 Art. 2 Nr. 7 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
76 Vgl.  Art.  20  Abs.  5  lit.  a)  Verordnung  (EU,  Euratom)

1141/2014.
77 Art. 23 Abs. 1 lit. c) Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.

keit  allein auf Zuwendungen von Mitgliedsparteien
beziehen.78

4. Rechenschaftspflichten und Sanktionen

Innerhalb  von  sechs  Monaten  nach  Ablauf  eines
Haushaltsjahres haben die europäischen politischen
Parteien ihre Jahresabschlüsse nebst  einem Prüfbe-
richt und der Aufstellung der Spender/Zuwendungs-
leistenden vorzulegen.79 Sie unterliegen hinsichtlich
der  ihnen  obliegenden  Verpflichtungen  einer  Kon-
trolle, die durch die Behörde für europäische politi-
sche Parteien und politische Stiftungen sowie in Be-
zug auf die Mittel aus dem EU-Haushalt durch den
für  deren  Festsetzung zuständigen „Anweisungsbe-
fugten“ sowie den Rechnungshof erfolgt.80 Die Nicht-
einhaltung von Verpflichtungen wird mit Sanktionen
belegt, wobei  zwischen quantifizierbaren und nicht
quantifizierbaren  Verstößen  gegen  Rechtspflichten
unterschieden wird. Nicht quantifizierbare Verstöße
sind insbesondere die Verletzung von Vorgaben in
Bezug auf Mitteilungspflichten, namentlich die un-
terbliebene Übermittlung der Aufstellung der Spen-
der,  die  fehlende  Meldung  von  Spenden  oder  die
Nichtvorlage  des  Rechenschaftsberichts.81 Zu  den
quantifizierbaren  Verstößen  zählen  die  Annahme
unzulässiger  Spenden  oder  Zuwendungen  sowie
Pflichtverletzungen in Zusammenhang mit der Wahl-
kampffinanzierung und der Verstoß gegen Finanzie-
rungsverbote,  namentlich  das  Verbot  der  Verwen-
dung  von  Mitteln  aus  dem Gemeinschaftshaushalt
für die Arbeit mitgliedstaatlicher Parteien.82 

Bei nicht quantifizierbaren Verstößen erfolgt eine fi-
nanzielle Sanktion, die sich grundsätzlich auf 5 Pro-
zent  des  Jahresbudgets,  bei  mehreren  Verstößen
durch  dieselbe  Handlung  auf  7,5  Prozent  und  bei
wiederholten Verstößen auf 20 Prozent des Jahres-
budgets der Partei beläuft;83 dabei wird es sich aber
um  einen  wiederholten  Verstoß  im  gleichen  Jahr
handeln müssen. Wird die Pflichtverletzung freiwil-
lig  angezeigt,  bevor  eine  offizielle  Untersuchung
eingeleitet  wurde,  und  werden  Abhilfemaßnahmen
ergriffen, ermäßigt sich die Sanktion auf ein Drittel
des jeweiligen Prozentsatzes.84 Bei quantifizierbaren

78 Vgl.  Art.  32  Abs.  1  lit.  f)  Verordnung  (EU,  Euratom)
1141/2014.

79 Art. 23 Abs. 1 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
80 Art. 24 Abs. 2, 25 Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
81 Art. 27 Abs. 2 lit. a) Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
82 Art. 27 Abs. 2 lit. b) Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
83 Art. 27 Abs. 4 lit. a) Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
84 Art. 27 Abs. 4 lit. a) Spiegelstrich 4 Verordnung (EU, Euratom)

1141/2014.
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Verstößen wird  als  Sanktion ein  fester  Prozentsatz
der erhaltenen oder nicht angegebenen Summe fest-
gesetzt,  der  mindestens  100 Prozent  dieser  Summe
(bei einem Betrag bis € 50.000,00) beträgt und auf
bis zu 300 Prozent (bei einem Betrag von mehr als
€ 200.000,00) ansteigt;  dabei ist  eine Höchstgrenze
von 10 % des Jahresbudgets der betreffenden Partei
einzuhalten.85 In diesem Rahmen wird jede Spende
oder Zuwendung separat betrachtet. Auch bei quan-
tifizierbaren  Verstößen  ermäßigt  sich  die  Sanktion
auf  ein  Drittel,  wenn  freiwillig  eine  rechtzeitige
(Selbst-)Anzeige erfolgt.86 

5. Abschließende Bewertung

Gegenüber  der  vorangegangenen  Verordnung  aus
dem Jahre  2003  hat  sich  die  Regelungsdichte  des
EU-Parteienrechts mit der Neuregelung beträchtlich
erhöht. Deutlich ausgebaut wurden insbesondere die
Rechenschafts- und Offenlegungspflichten sowie die
Kontroll- und Überprüfungsmöglichkeiten, die einen
eigenen bürokratischen Apparat nach sich ziehen. Zu
begrüßen ist insbesondere die Schaffung von Sanktio-
nierungsmöglichkeiten bei  Pflichtverletzungen.  An-
haltspunkte für eine Unvereinbarkeit der getroffenen
Regelungen mit dem Primärrecht, namentlich in Be-
zug auf  die  Voraussetzungen  für  die  Finanzierung
aus dem Gemeinschaftshaushalt, ergeben sich nicht.
Hinsichtlich der Regelungstechnik wäre, wie häufig
im Gemeinschaftsrecht,  mehr begriffliche Präzision
wünschenswert.  Ihren  Praxistest  werden  die  neuen
Regelungen erst noch bestehen müssen.

85 Art. 27 Abs. 4 lit. b) Verordnung (EU, Euratom) 1141/2014.
86 Art. 27 Abs. 4 lit. b) Spiegelstrich 6 Verordnung (EU, Euratom)

1141/2014.
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